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Sachverhalt:

Der Teilhabe- und Integrationsbeirat NRW wurde Mitte September 2018 durch die Landesregierung gebildet.
Dieser Beirat wurde mit der Pramisse eingerichtet, gemeinsam mit der Landesregierung einen Fahrplan flr
integrationspolitische Entwicklungen bis zum Jahr 2030 zu erarbeiten sowie Uber jegliche Aspekte der
Zuwanderung, positive wie negative, zu beraten. Diesem Gremium gehdren die Hauptgeschaftsfiihrer der
kommunaler Spitzenverbande sowie Reprasentanten und Vertreter aus Zivilgesellschaft, Wissenschaft und
Wirtschaft an.

Mit dieser Zielsetzung wurde am 10.10.2018 eine Anfrage des zustandigen Ministeriums fiir Kinder, Familie,
Flichtlinge und Integration an den Stadte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen (StGB NRW) zu den
zentralsten Themen der Integration als Bestandsaufnahme und Beschreibung der Herausforderungen gestellt
und durch diesen beantwortet (Anlage).

Aus der Sicht des StGB NRW spielen die einzelnen Kommunen eine zentrale Rolle fiir die Umsetzung
erfolgreicher Integration. Diese haben im Hinblick auf die steigenden Fliichtlingszahlen ihre Strukturen und
Arbeitsprozesse dahingehend angepasst, dass Zugewanderte die grofitmdégliche Unterstlitzung auf kommunaler
Ebene erfahren kénnen.

Der angespannte Wohnungsmarkt sowie die Integration in den Arbeitsmarkt werden als zentrale
Herausforderungen innerhalb des Integrationsprozesses herausgestellt. Die starkere Férderung des sozialen
Wohnungsbausektors wird als unverzichtbar angesehen und fir berfallig erklart. Fiir die Integration auf dem
Arbeitsmarkt fehle den Kommunen schlichtweg die notwendigen personellen Ressourcen, um Zugewanderten die
einzelfallbezogene Betreuung zukommen zu lassen.

Als weiterer Punkt wird der Wunsch nach der umfassenden Ubermittiung der Integrationspauschale an die
Kommunen in NRW geduRert. Der Prozess erfolgreicher Integration sollte nicht von den Grenzen der finanziellen
Budgets der Kommunen, welche oftmals haushaltspolitisch angespannt sind, abhangig sein. Durch die
steigenden Zahlen der Zuwanderung sind den Kommunen viele Aufgaben Ubertragen worden, welche dulerst
kosten- und personalintensiv sind. Eine starke Vernetzung mit zivilgesellschaftlichen Akteuren, Arbeitgebern und
Vermietern sowie die Errichtung von Anlaufstellen fiir Fliichtlinge und die Einzelbetreuung dieser sind ohne
finanziellen Mehraufwand aus kommunaler Sicht nicht zu stemmen.

Der StGB NRW fordert ebenfalls eine Starkung des Hauptamts zur Entlastung des unverzichtbaren Ehrenamts.
Auf der Basis einer starkeren Férderung des Hauptamts wird einer Uberlastung des Ehrenamts entgegengewirkt,
so dass ehrenamtliches Engagement auf Dauer durch engagierte Birger geleistet werden kann. Die Starkung
des Hauptamts mindet hierbei in eine gleichzeitige Starkung des Ehrenamts. Besonders die Veranderung des
Ehrenamts durch die Fllchtlingskrise wird hervorgehoben. Ein starkes Engagement von Kulturmittlern, welche als
Rollenvorbilder flir Zugewanderte fungieren konnen, wird als positive Veranderung innerhalb des Ehrenamts
herausgestellt. Diese verfligen iber kultur- sowie sprachspezifische Kenntnisse, die sich dulerst gewinnbringend
im Integrationsprozess erweisen. Eine dauerhafte Betreuung und Akquirierung solcher Kulturmittler bedarf laut
StGB NRW ebenfalls finanzieller Ressourcen, die auf kommunaler Ebene gestemmt werden mussen.

Ein weiterer Eckpunkt in der Rickmeldung des StGB NRW ist der Wunsch nach verbesserter Koordination der
Kommunen mit den 6rtlichen Kommunalen Integrationszentren (KI). Hier wird auf den Bedarf einer auf lokaler
Ebene eigens eingerichteten Schnittstelle innerhalb der Kls als Ansprechpartner fir die jeweiligen Kommunen
hingewiesen. 30% der befragten Stadte und Gemeinden gaben an, auf die Kls nicht verzichten zu wollen. Jedoch
haben dem entgegen 25% der befragten Kommunen die Kls als Belastung angegeben. Trotz der geteilten
Meinung gegeniber den Kls, hebt der StGB NRW die wichtige Rolle eben dieser hervor und artikuliert
weitergehend das Bedirfnis der Kommunen nach erweiterter Unterstiitzung in Themenbereichen von Case- und
Wohnraummanagement, Uber Sprachkurse bis zur Beratung fur die freiwillige Riickkehr.

Die mangelnde psychotherapeutische Betreuung fiir Gefliichtete, die das hiesige Gesundheitssystem tberfordert,
wird als ein &uferst drangender Punkt behandelt. Hier sieht der StGB NRW starken politischen Handlungsbedarf.
Der ineffizient hohe birokratische Aufwand zur Erlangung notwendiger Férdermittel wird ebenfalls als
kontraproduktiv kritisiert. Dieser langwierige Prozess blindelt Ressourcen, die die Kommunen weitaus effizienter
nutzen konnen. Laut StGB NRW wiinschen sich die Mitgliedskommunen einen zentralisierten elektronischen
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Servicetool, welcher den birokratischen Aufwand merklich reduzieren soll und die angefragten Fordermittel den
Bedarfen der Kommunen anpasst.

Finanzielle Auswirkungen:

Keine

Personelle Auswirkungen:

Keine

Anlagen:
Teilhabe- und Integrationsbeirat NRW - Bestandsaufnahme und Herausforderungen - Stellungnahme des StGB

NRW

Seite 3von 3



	Gremium
	Ostatus
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	SMC_BM_VOTEXT6
	Kontrollkästchen1
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

